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Polizei von Aufgaben entlasten – GdP Bayern ist sich 
mit dem Bundesverband Windenergie einig 

 
 
Anlage: Presseerklärung BWE  
 
 
Die Gewerkschaft der Polizei in Bayern ist sich mit dem Bundesverband Windenergie 

einig. Schwertransporte mit den Bauteilen für die Windräder können genauso gut von 

privaten Transportunternehmen begleitet und abgesichert werden.  Seit Jahren werden 

in gewissen Umfang Schwertransporte durch Privatfirmen begleitet und abgesichert. 

Trotz der positiven Erfahrungen tagt eine Bund-/Länderarbeitsgruppe seit langem über 

diesem Thema, ohne dass Bewegung festzustellen ist. Die Polizei fährt weiterhin 

Transportbegleitung, wenn die zuständige Straßenverkehrsbehörde diese angeordnet 

hat. So sind in Bayern alleine im Jahr 2014 insgesamt 65.432 Einsatzstunden dafür 

angefallen. Zwar wird den Firmen diese Transportbegleitung in Rechnung gestellt, 

doch auch diese müssen abgearbeitet werden, immerhin 18.685 Vorgänge im letzten 

Jahr.  Teuer ausgebildete Polizei- und Verwaltungsbeamte können sicherlich 

sinnvoller beschäftigt werden.  

 

Gerade angesichts der derzeitigen Einsatzlage ist es unverständlich, dass hier immer 

noch die Polizei für diese Aufgabe verwendet wird. Die GdP Bayern kann daher die Ini-

tiative des BWE nur unterstützen.  

 

Wir fordern die Entlastung der Polizei von diesen Transporten.   

 

Peter Schall, Landesvorsitzender   
Gewerkschaft der Polizei, Landesbezirk Bayern 
Hansastraße 17 - 80686 München 
Internet: www.gdpbayern.de  
Peter Schall Mobil: 0179/5161234 
EMail: schall@gdpbayern.de  
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Pressemitteilung  
  

 
  

Polizei entlasten – Windbranche kann Schwerlasttransporte 
selbst absichern  
  
Für die gut 39.000 Schwerlasttransporte der vier großen deutschen Windkraftanla-
genhersteller Enercon, Vestas, Senvion und Nordex waren im vergangenen Jahr 
nicht nur 70.000 Genehmigungen erforderlich. Die deutsche Regelung, die dazu 
führt, dass Schwertransporte durch die Polizei begleitet werden müssen, band im 
Schnitt pro Transport zudem zwei Einsatzfahrzeuge und mindestens zwei Beamte 
der jeweiligen Landespolizei. 
  
Unterschiedliche Regelungen zu Fahrtzeiten für Großraum- und Schwertransporte 
der Bundesländer sorgen darüber hinaus für lange Fahrtzeiten und zusätzlichen Per-
sonalaufwand. Der Bundesverband WindEnergie (BWE) fordert hier schnelle Ände-
rungen. 
  
„Wir können die Polizei deutlich entlasten und zugleich Transporte unserer export-
starken Branche beschleunigen und erleichtern“, so Hermann Albers, Präsident Bun-
desverband WindEnergie. „Unsere Vorschläge dazu liegen seit langem auf dem 
Tisch. Leider gab es aus dem verantwortlichen Bundesverkehrsministerium bisher 
keine Reaktion, obwohl die Problematik auch die Bundesländer seit längerem be-
schäftigt. Wir wollen eine deutliche Entlastung der Polizei und fordern die Zulas-
sung privater Begleitfahrzeuge.“ 
  
Für ca. 95 Prozent der notwendigen Transporte in Zusammenhang mit dem Bau von 
Windkraftanlagen sind umfangreiche Genehmigungen sowie eine zusätzliche Be-
gleitung der Polizei vorgeschrieben. Die ursprünglich als Sonderfall angelegte Ge-
nehmigungspflicht für Schwertransporte ist heute der Regelfall. Für häufig genutzte 
Strecken fordert der BWE daher das Instrument von Dauergenehmigungen zu etab-
lieren. Damit ließe sich der Personalaufwand in den Genehmigungsbehörden deut-
lich verringern. Zugleich fordert der Verband – wie auch die Verkehrsministerkonfe-
renz der Länder – die Zulassung privater Begleitfahrzeuge. Dafür müsste, wie durch 
die Verkehrsministerkonferenz der Länder verlangt, eine Überarbeitung der Verwal-
tungsvorschrift zu § 29 Absatz 3 der Straßenverkehrs-Ordnung erfolgen. Österreich, 
Belgien, Frankreich, die Niederlande und Portugal haben mit privaten Begleitfahr-
zeugen gute Erfahrungen gemacht. 
  
„Unsere Branche muss Lieferketten und Termine im In- und Ausland einhalten. Her-
steller wie Zulieferer sind darauf angewiesen, dass Transporte reibungslos erfolgen. 
Die angespannte Personalsituation bei der Polizei führt in einzelnen Bundesländern 
zu erheblichen Problemen. Wir brauchen deshalb eine Lösung, die schnell umsetzbar 
ist. Der in anderen europäischen Ländern selbstverständliche Einsatz privater Be-
gleitfahrzeuge ist eine solche Lösung und muss im Interesse der deutschen Wirt-
schaft zügig zugelassen werden“, machte die Sprecherin des Hersteller- und Zulie-
fererbeirats beim BWE, Ruth Brand-Schock, deutlich. 
  
„Wir sehen, dass die Polizei vor enormen Herausforderungen steht. Deshalb ist es an 
der Zeit, jetzt Maßnahmen zu ergreifen, die verhindern, dass Polizeikräfte gebunden 
werden, die an anderer Stelle dringend gebraucht werden. Unser Vorschlag und die 
Forderungen der Länder liegen auf dem Tisch. Der Bundesverkehrsminister muss 
endlich handeln!“, so BWE-Präsident Hermann Albers.
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Pressesprecher 
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Der Bundesverband Windenergie e.V. - Ein starker Partner 
  
Der Bundesverband WindEnergie e.V. (BWE) ist Mitglied im Bundesverband Er-
neuerbare Energie (BEE) und vertritt mit seinen mehr als 3.000 Unternehmen und 
über 20.000 Mitgliedern das Know-how und die Erfahrung der gesamten Branche. 
Neben der im deutschen Maschinenbau verankerten Zulieferer- und Herstellerindust-
rie, Projektierern, spezialisierten Rechtsanwälten, der Finanzbranche sowie Unter-
nehmen aus den Bereichen Logistik, Bau, Service/Wartung sowie Speichertechnolo-
gien sind heute auch Stromhändler, Netzbetreiber und Energieversorger im BWE or-
ganisiert. Gemeinsam tragen sie dazu bei, dass der BWE zu allen Fragen rund um 
die Windenergie erster Ansprechpartner für Politik und Wirtschaft, Wissenschaft 
und Medien ist. 
  
Bundesverband Windenergie e.V. 
Charlottenburg VR Nr. 27 538 8 
  
Bundesgeschäftsstelle 
Neustädtische Kirchstraße 6 
10117 Berlin 
  
 

  
 

 
 


